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TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen 

 

Unterrichtung: 

Die Klimaschutzkommission berät über die Bildung neuer Arbeitsgruppen und/oder Erweiterung be-

stehender Arbeitsgruppen. 

 

Das Mitglied Egbert Bialk regt die Einrichtung einer AG Klimaschutz und Ernährung unter Einbe-

ziehung externer Initiativen und Fachpersonen in diesem Bereich an. 

 

Erläuterung: 

Diese AG schließt an den zur November-Sitzung gestellten Antrag und den Impulsvortrag von Prof. 

Stefan Wahlen zur Ernährung und dem Klimawandel an und war bereits in dieser Sitzung mündlich 

gestellt worden, verbunden mit der Ankündigung, im März nähere Vorschläge dazu vorzustellen. 

  

In dem Vortrag und durch Studien wird deutlich, dass das Thema Ernährung eine erhebliche Klima-

relevanz hat. Rund 20 Prozent der globalen Treibhausgase können dem Ernährungssektor zugerech-

net werden - manche Wissenschaftler:innen und Autor:innen nennen teils noch höhere Zahlen. Neben 

den Sektoren Energie, Gebäude/Wärme, Naturräume/Boden und Verkehr ist die Ernährung also ein 

wesentliches Handlungsfeld des Klimaschutzes. Auch der kommunale Bereich steht hier in der Ver-

antwortung, wie ja der Stadtrat in seinem Beschluss zur Einrichtung der Klimaschutzkommission 

deutlich gemacht hat. Die dort genannte Zielgröße von 50 % Reduzierung der Treibhausgase bis 2030 

ist nur erreichbar, wenn auf allen vorgenannten Feldern erhöhte Anstrengungen unternommen und 

vorhandene Initiativen einbezogen und verknüpft werden. 

  

Die Stadt Koblenz hat hier über ihre Trägerschaft von verschiedenen Einrichtungen erhebliche Ein-

wirkungsmöglichkeiten im Sinne des Klimaschutzes und des o.g. Stadtratsbeschlusses, z.B. bei der 

Verpflegung im Bereich der Kindertagesstätten, der Schulen oder der Kliniken. Koblenz muss hier 

seine Vorbildfunktion wahrnehmen. Ferner kann die Stadt mit anderen Trägern und dem Umfeld 

Kooperationen eingehen und vorhandene Beratungsangebote und Öffentlichkeitsarbeit nutzen und 

unterstützen. Klimaschutz ist auch Gesundheitsschutz und Bildungsaufgabe zugleich und damit auch 

hier Teil der Daseinsvorsorge. 

  

Darüber hinaus gibt es eine Reihe von Fördermöglichkeiten, die dem Klimaschutz/der Ernährung 

zuzurechnen sind. So können für kleine Klimaschutz-Maßnahmen Landesgelder ohne größere War-

tezeiten beantragt werden. Dies sollte genutzt werden, z.B. bei etwaigen Mehrkosten einer gesunden 

und klimagerechten Ernährung in Kitas oder Schulen. Die gemeinsame Erklärung des Landes Rhein-

land-Pfalz, der rheinland-pfälzischen Städtetags, des Landkreistags, des Städte- und Gemeindebun-

des sowie Verbandes kommunaler Unternehmen sieht in der Anlage der Erklärung unter Handlungs-

feld 7 eine klimafreundliche kommunale Beschaffung vor. 
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Die Vergaberichtlinien der öffentlichen Hand sehen vor, nicht immer nur die günstigsten Anbieter 

nehmen zu müssen. An einem eventuellen kleinen Aufpreis darf der Klimaschutz nicht scheitern, 

zumal die Folgekosten unterlassenen Klimaschutzes später umso höher werden könnten. Auch das 

Anlegen von nachhaltigen Flächen für naturnahes Gärtnern, Boden- und Bepflanzungsverbesserun-

gen in Kitas und Schulen oder die Neuausstattung bzw. die energetische Sanierung von Lehrküchen 

sind seitens des Landes förderfähig. 

  

Die Inhalte des Antrags zur November-Sitzung sind bislang im Plenum nur andiskutiert worden. Es 

macht deshalb Sinn, den Themenschwerpunkt in einer kleineren AG zu vertiefen, wo alle Fraktionen 

und die Verwaltung zur Mitarbeit eingeladen sind. 

  

Besonders förderlich wäre es, wenn die AG auch offen ist für eine Zusammenarbeit mit vorhandenen 

Initiativen der Zivilgesellschaft und der Region, etwa Fair-Trade-Stadt, Agenda 21, Umweltverbände, 

Ernährungswissenschaftler:innen, landwirtschaftliche Beratungsstellen oder Fördervereine. So sind 

Expert:innen und engagierte Betroffene eingebunden. Davon gibt es eine Menge bei uns. Diesen 

Schatz gilt es zu heben. 

  

Natürlich darf die AG nicht zu groß sein, um arbeitsfähig zu sein. Die Verwaltung allein kann die 

Klimakrise nicht lösen, und sie wird auf ihre sonstige Arbeitsbelastung verweisen. Wenngleich ge-

mäß Ratsbeschluss die Klimafrage besondere Priorität hat. Sie hat hier aber zumindest organisatori-

sche Unterstützungsfunktion und auch die Aufgabe zu prüfen, wo sie Vorschläge auf den Weg brin-

gen kann. Möglicherweise wäre auch über die Einrichtung einer Stelle nachzudenken, analog zu den 

sehr effektiv arbeitenden Radverkehrsbeauftragten. 

  

Alle Beteiligten, auch jenseits von Politik und Verwaltung, müssen erfahren, dass ihr Know-how und 

Einsatz gefragt sind und zeitnah zu konkreten Verbesserungen führen. Zivilgesellschaftliches Enga-

gement würde so gefördert und ernstgenommen. Last but not least wäre diese Öffnung und Vernet-

zung auch eine Möglichkeit, im Rahmen der Beschlusslage des Stadtrates die Klimaschutzkommis-

sion neu zu beleben und die Klimaproblematik aktiver und konkreter anzugehen. 
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